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Was macht eigentlich
der PHPR in dieser
Angelegenheit?

Von Reinhold Schmitt,Vorsit-
zender des Polizeihauptperso-
nalrates

Ich war neulich auf einer
Dienststelle und habe dort ver-
schiedene Kolleginnen und Kol-
legen, und zwar aus den ver-
schiedensten Organisationsbe-
reichen,also nicht nur der Wache,
gefragt, was denn das EDB sei
oder auch was sie darunter ver-
stehen.

Die Antworten, hier exempla-
risch, waren sinngemäß immer
die gleichen:
� Das alte Wachbuch, nur elek-
tronisch,wie der Name schon sagt.
� Ein neues Lügenbuch im
Computer.

Ich wunderte mich, fragte aber
weiter.Warum soll denn das EDB
jetzt eingeführt werden und wel-
ches Ziel soll erreicht werden.
Die Antworten exemplarisch:
� Das frage ich mich auch.
� Nachdem das alte Wachbuch
abgeschafft worden ist, wollen
die uns wieder stärker kontrol-
lieren.

� Angeblich soll die Personal-
verteilung und die Arbeitsbelas-
tung gerechter, weil besser und
nachvollziehbarer zu begründen,
gestaltet werden können.

Ich wunderte mich erneut,
fragte nun konkreter, was denn
seit dem Jahr 2000, denn bereits
damals war das EDB in der Dis-
kussion, an Informationen und
Aufklärungsmaßnahmen zu die-
sem Thema vermittelt worden sei.
Die Antworten:
� Nichts.
� Kaum neues,außer,dass DuZ-
und Überstundenberechnung
nicht automatisch geht.
� Ab und zu mal was, wie z. B.
der wünschenswerte Komfort
kann mit den Dipol-Rechnern
nicht funktionieren.
� Neuerdings sind Info-Veran-
staltungen geplant oder haben
schon stattgefunden. Ich kann/
konnte aber nicht daran teilneh-
men.Ich habe dann meinen DGL
gefragt, aber der wusste, genau
wie mein Dienststellenleiter,auch
nichts Konkreteres.

Vor dem Hintergrund dieser
Botschaften war nun der PHPR

durch das MfIS in seiner letzten
Sitzung Ende Mai, im Rahmen
des förmlichen Beteiligungsver-
fahrens um Zustimmung gebe-
ten worden. Übrigens war dieser
Tagesordnungspunkt schon min-
destens drei Mal Gegenstand
unserer Beratungen:
� Im Rahmen des Bertelsmann-
Projektes „Kompetent & Bür-
gernah – Qualitätsverbesserung
unserer Polizeiarbeit am 30. 10.
2000. Beschluss: Grundsätzliche
Zustimmung, aber „bitte Erfas-
sungsaufwand verringern,um die
Motivation der Beschäftigten
unter dem Aspekt der Mitarbei-
terInnenzufriedenheit zu erhö-
hen.“
� Am 16.05.2002 auf Bitten des
Ministeriums vor dem Hinter-
grund der beabsichtigten flächen-
deckenden Einführung des EDB
als Baustein der „Sukzessiven
Implementierung des Qua-
litätsmanagement- und Steue-
rungssystems“, was bei einem
Workshop der Führungskräfte
des höheren Dienstes am 20./21.
November 2002 beschlossen wor-
den war. Beschluss:Vor der Ein-

führung ist es dringend und zwin-
gend erforderlich, die Informati-
onsbasis zu verbreitern und die
nicht vorhandene Akzeptanz der
Beschäftigten zu erreichen. Das
gilt für den Bereich der ehema-
ligen PD Ost – erste Erfahrungen
bei „Bertelsmann“ vorhanden –
besonders für den Auswertungs-
teil.

Dabei sind Komfort und Leis-
tungsumfang der Hard- und Soft-
ware zu optimieren, denn selbst
die Workshopteilnehmer haben
in ihrem Positionspapier ange-
merkt:„Der Leistungsumfang des
EDB ist nicht ausreichend.“ „Es
wird angestrebt, dass alle Dienst-
stellen im ersten Quartal 2002
mit „Office 2000“ ausgestattet
werden.
� Wie o. a. am 27. 5. 2003 zur
Mitbestimmung gemäß § 84
SpersVG. Beschluss als Leitsatz:
„Der Polizeihauptpersonalrat
sieht sich derzeit außerstande,
der vorgesehenen Maßnahme zur
flächendeckenden Einführung
des Elektronischen Dienstbuches
in der Landespolizeidirektion zu
zustimmen.

Insbesondere der beabsichtigte
Realisierungszeitpunkt zum
1. 7. diesen Jahres  erscheint vor
dem Hintergrund der Stim-
mungslage der betroffenen Be-
schäftigten weder sinnvoll noch
sachgerecht.“

Warum konnte nun unser
Beschluss nicht anders
ausfallen? 

Die Argumentation des PHPR
hinsichtlich technischer Voraus-
setzungen, Komfort, Aufwand,
Informationsbedarf und letztlich
fehlender Akzeptanz wird zwar,
weil auch für die LPD spürbar
und nachvollziehbar, anerkannt.
Entsprechende Maßnahmen sind
allerdings noch nicht ergriffen
bzw. werden jetzt erst eingelei-
tet. Hinsichtlich des Komforts –
DuZ-, Überstunden-, Urlaubs-
berechnungsmöglichkeit – hat
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EDBeeee – Ooohjeee!?
– Die unendliche Geschichte!?
Sachstand zur Arbeitszeiterfassung mittels elektronischem Dienstbuch (EDB)

Reinhold Schmitt

Fortsetzung auf Seite 2So sehen Einträge im EDB aus. Quelle: LPD
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sich trotz der langen Zeitschiene
nichts verbessert. Lediglich die
Zahl der einzugebenden Kürzel
für die Tätigkeiten konnte erheb-
lich reduziert werden. Die Ängs-
te und Vorbehalte seitens der
Beschäftigten bestehen unver-
ändert (siehe auch Einleitung
oben).

Selbstverständlich sind wir
nicht die Blockierer oder auch
Verhinderer, die oftmals dahin
gestellt werden.Wir haben näm-
lich konkrete Vorschläge unter-
breitet:

In Schleswig-Holstein wurde
nach unserer Erkenntnis das so
genannte Bertelsmann-Projekt
fort entwickelt. Dabei soll auch
das EDB verbessert worden sein,
und zwar so, dass nicht nur die
Ängste und Vorbehalte der An-
wender ausgeräumt werden
konnten, sondern auch im Sinne

einer Komfortsteigerung (DuZ –
Berechnung etc.). Diese dort
gemachten Erfahrungen müssten
doch auch bei uns im Saarland
nutzbar sein können, oder?

Die Einführung des EDB
sollte zunächst probeweise für
ein bis zwei Jahre erfolgen. Eine
entsprechende Dienstvereinba-
rung kann mit dem PHPR abge-
schlossen werden. Es gilt das
Motto:„Learning by doing is bet-
ter than learning by show!“ 
Frei übersetzt bedeutet das nichts
anderes als: „Machen überzeugt
und ist besser als zeigen, wie’s
gehen sollte (mit Power-Point-
Präsentation)!“

Wir hoffen natürlich,dass auch
jetzt unsere Argumente aner-
kannt werden und unseren Vor-
schlägen gefolgt wird. Wir erin-
nern deshalb nochmals an alle
vier Zieldimensionen des Qua-
litätsmanagement- und Steue-
rungssystems. Nicht nur Wirt-
schaftlichkeit, Gesetzlicher Auf-
trag und Kundenzufriedenheit,
sondern auch, und aus unserer
Sicht besonders, die Mitarbeiter-
Innenzufriedenheit sind zu
berücksichtigen und zu beach-
ten.

In diesem Sinne, also im Inte-
resse der Beschäftigten, bleiben
wir weiter am Ball, die Personal-
räte als „Speerspitze“ der GdP!

Das Thema „Elektroni-
sches  Dienstbuch“
(EDB) aus Sicht des
Örtlichen Personalrates
des Polizeibezirkes
Saarbrücken Stadt

Der Örtliche Personalrat,Poli-
zeibezirk Saarbrücken Stadt, hat
sich in den letzten Wochen und
Monaten mit dem EDB intensiv,
wie mit keiner anderen Thematik,
auseinandergesetzt.Neuerlich bei
seinen Personalversammlungen,
Ende Mai, im Polizeibezirk.

Aus den vielen Gesprächen
mit den Beschäftigten im Poli-
zeibezirk,den Gesprächen inner-
halb des „Gremiums“ Örtlicher
Personalrat sowie der Stim-
mungslage bei den zurücklie-
genden Personalversammlungen
kam der Örtliche Personalrat zu
folgendem Ergebnis:
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In der Frage der technischen
Ausgestaltung (Software) bedau-
ert der ÖPR die mit negativem
Ergebnis abgeschlossenen Prüf-
aufträge in Bezug auf eine Alter-
nativsoftware zur jetzigen Ver-
sion des EDB. Die zusätzliche
administrative Belastung der
Beschäftigten durch das EDB
hätte durch einen gleichzeitigen
Entlastungseffekt softwaretech-
nisch kompensiert werden kön-
nen (Stichwort: DuZ, Urlaubs-/
Mehrdienststundenverwaltung).
Insofern sind wir der Auffassung,
dass man mit einer mängelbe-
hafteten, im Leistungsumfang
stark eingeschränkten Software in
ein Zukunftsprojekt starten will,
die für die Fortentwicklung der
Polizei von übergeordneter Be-
deutung ist.

In der Frage der Mitarbeiter-
zufriedenheit stellte der Örtliche
Personalrat für den Polizeibezirk
Saarbrücken Stadt fest, dass sich
an den Informationsdefiziten und
den möglicherweise auch daraus
resultierenden Akzeptanzpro-
blemen und Ängsten der Be-
schäftigten seit dem vergangenen
Jahr nichts geändert hat. Pro-
jektziel, Sinnhaftigkeit und
Zweckmäßigkeit werden stellen-
weise immer noch nicht erkannt
und gerade deshalb auch kritisch
hinterfragt. Auch sind methodi-
sche und technische Umsetzung
vielfach im Unklaren, so dass
„Controlling“ all zu schnell mit
„Kontrolle“ gleichgesetzt wird.
Eine Einführung zum jetzigen
Zeitpunkt würde daher aus unse-
rer Sicht den Betriebsfrieden
erheblich stören. Daraus resul-
tierend wäre die, zwingend not-
wendige, korrekte Erfassung der
produktbezogenen Zeiten nicht
gewährleistet.

Positiv bewertet wird,dass man
durch ein entsprechendes Begleit-
maßnahmenkonzept diese Defi-
zite beseitigen will. Insofern hält
der Örtliche Personalrat Saar-
brücken Stadt den Wiederein-
stieg in das förmliche Mitbe-
stimmungsverfahren zum jetzi-
gen Zeitpunkt für völlig verfrüht.
Die sich daraus ergebende vor-
zeitige Fristsetzung zum 1. Juli
2003 ist insoweit auch fehl und ist
aus unserer Sicht eher kontra-
produktiv.

Wie soll es weitergehen?
Eng verbunden mit der Frage

der Organisationsfortentwicklung
und damit auch der Einführung
neuer Steuerungsinstrumente
und eines Qualitätsmanagements,
ist die Frage der Organisations-
kultur. Die Umsetzung zukunfts-
orientierter Projekte kann nur in
einer „Vertrauenskultur“ gelin-
gen, d. h. wenn die Gesamtorga-
nisation sich als Gemeinschaft
versteht und die Beschäftigten in
solch wesentlichen Fragen ein
gemeinsames Ziel erkennen.

Unsere Wahrnehmung, insbe-
sondere bei den Personalver-
sammlungen,war eine andere.Es
scheint, durch die Erfahrungen
der Vergangenheit geprägt,
immer noch eine „Misstrauens-
kultur“ zu bestehen, die mit
ursächlich für die bestehenden
Ängste zu sein scheint. Vor die-
sem Hintergrund sollte man Ver-
trauen schaffen, die Umsetzung
und die Wirkung des Begleit-
maßnahmenkonzeptes abwarten
um dann, auf diesen Erfahrungs-
werten basierend, über die wei-
teren Schritte der Einführung hin
zu einem Echtbetrieb zu ent-
scheiden.

Für die Beschäftigten wichtige
Themen (z. B.: Arbeitszeit) wer-
den zurecht in Dienstvereinba-
rungen geregelt. Im Sinne einer
Vertrauenskultur wäre die Erar-
beitung einer gemeinsamen
Dienstvereinbarung/Zielverein-
barung  zwischen Dienststelle und
Beschäftigten zur Einführung
neuer Steuerungselemente und
eines Qualitätsmanagements  in
der Saarländischen Polizei und
damit einhergehend des Elek-
tronischen Dienstbuches als
Medium produktbezogener Zeit-
erfassung ein möglicher Weg.

Ralf Porzel
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Sachinformationen
zum EDB

Der Stabsbereich 4 der LPD
hat uns Informationen zur Verfü-
gung gestellt,die wir nachfolgend
abdrucken, um sachlich die Mög-
lichkeiten aber auch Grenzen des
EDB darstellen zu können.

Beispiele:
� Das EDB weist Tatortauf-
nahme und Unfallaufnahme
separat aus. Somit ist es erstmals
möglich, Anfahrzeiten in die
Betrachtung mit einzubeziehen.
� Durch die Auswertung des
EDB ist ein verantwortungsvol-
ler Umgang mit dem Zeitbudget
möglich.
� Tun wir das Richtige in aus-
reichendem Maße?
� Ist es möglich, das gleiche

Ergebnis mit geringerem Zeit-
aufwand zu erreichen?
� Welcher Preis in zeitlicher
Hinsicht muss gezahlt werden,
um ein besseres Ergebnis zu
erzielen? (Was bewirken z. B.
mehr Zeiten für Fortbildung oder
Präsens?)
� Wie hoch ist die Einsatzbelas-
tung der Dienststelle für eigene
aber auch für externe Einsätze?
Wie viel Zeit muss in die Ein-
satzvor- und -nachbereitung in-
vestiert werden?
� Welche Zeit müssen wir für
Ersuchen anderer Institutionen
aufwenden? Ist hier eine Entlas-
tung der Dienststelle möglich
oder notwendig?
� Welche Zeit investieren wir
für den ELT?
� Wie hoch ist die Belastung der
Dienststelle durch Rufbereit-
schaft?

LANDESJOURNAL

Quelle: LPD

Quelle: LPD

Quelle: LPD

Anzeige
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Am selben Tag, an dem der
Finanzminister vor den Haus-
haltsexperten der Fraktionen die
Einschnitte für 2004 angekündigt
hatte, war vom Bundeskabinett
ein Gesetzentwurf des Bundes-
rats zur Beamtenbesoldung gebil-
ligt worden.Dieser sieht vor,dass
die Länder eigenständig Kür-
zungen beim Weihnachts- und
Urlaubsgeld durchführen kön-
nen. Davon, so Eichel vor den
Ausschussmitgliedern,wolle auch
der Bund „Gebrauch machen“.
Nun könnte es auch den Bun-
desbeamten an das Weihnachts-
und Urlaubsgeld gehen. Bundes-
finanzminister Hans Eichel kün-
digte für das kommende Jahr
„erhebliche Einschnitte“ bei den
Sonderzahlungen an.Einige Bun-
desländer haben für die Staats-
diener bereits fertige Pläne in den
Schubladen und warten nur noch
auf die Zustimmung des Bun-
destags.
Gesetzentwurf als Bestandteil der
Agenda 2010

Der Gesetzesantrag greift den
ursprünglichen Vorschlag der
Bundesregierung auf, das Bezah-
lungssystem mit Bezahlungs-
bandbreiten flexibel zu gestalten.
Diese Möglichkeit wird für den
Bund schon durch das Grundge-
setz (Artikel 78 Nummer 3) ein-
geräumt und soll nun auch für
die Länder gelten, die über 80%
aller Beamtinnen und Beamten
beschäftigen.

Der Gesetzesentwurf gilt als
wesentlicher Schritt zur Umset-
zung der Agenda 2010 und unter-
stützt das Anliegen der Bundes-
regierung,die Verantwortung zwi-
schen Bund und Ländern neu
aufzuteilen.

Saar-Kabinett beschließt
Nachtragshaushalt 2003

Die saarländische Landesre-
gierung hat sich im Rahmen ihrer
zweitägigen Klausurtagung in
Mettlach auf einen Nachtrags-
haushalt für 2003 und auf die Ein-
leitung weiterer struktureller
Konsolidierungsmaßnahmen ver-
ständigt. Der Nachtragshaushalt
soll am 17. Juni im Kabinett
beschlossen und am 25. Juni in
den saarländischen Landtag ein-
gebracht werden. Unmittelbar
nach der Sommerpause erfolgt

die Beschlussfassung über den
Haushalt 2004.
Das Kabinett hat in Mettlach fol-
gendes beschlossen:

1. Nullrunde für Minister und
Staatssekretäre

Die Landesregierung fängt bei
den weiteren Sparmaßnahmen
bei sich selbst an. Das bedeutet
eine Nullrunde für Minister und
Staatssekretäre.

2. Weitere Strukturreformen
in der Landesverwaltung

Die Strukturreformen in der
Landesverwaltung werden mit
dem Ziel der Entbürokratisie-
rung und Verschlankung der Ver-
waltung konsequent fortgeführt.

3. Neuordnung der überörtli-
chen Sozialhilfe

4. Kostenreduzierung im
Öffentlichen Dienst

Im Zusammenhang mit der
notwendigen Kostenreduzierung
beim Öffentlichen Dienst bleibt
es bei der Wiederbesetzungs-
sperre für die Dauer der gesam-
ten Legislaturperiode. Bei
Arbeitszeit,Weihnachtsgeld und
Urlaubsgeld strebt das Saarland
die Gleichbehandlung von Beam-
ten und Tarifangestellten an.
Dazu ist die Kündigung der Tarif-
verträge die notwendige Voraus-
setzung. Die Öffnungsklausel für
den Beamtenbereich müsste
ergänzt werden um entspre-

chende Möglichkeiten auch für
den Angestelltenbereich. In der
Umsetzung dieser Möglichkeiten
will sich das Saarland im Geleit-
zug der übrigen Bundesländer
bewegen (siehe hierzu nachfol-
genden Blick in Bund und Bun-
desländer). Sonderopfer sind
dabei ebenso zu vermeiden wie
Sonderprivilegien. Unter diesem
Gesichtspunkt zieht das Saarland
auch die Änderung der Beihilfe-
verordnung für Beamte und Ver-

sorgungsempfänger in Betracht.
In dem Maße, in dem es gelingt,
hierbei zu Kosteneinsparungen
zu kommen, kann auf weitere
Maßnahmen wie die Absenkung
der Eingangsbesoldung oder die
Einschränkung des Beförde-
rungsbudgets unter Umständen
verzichtet werden.

5. Anhebung der Regelar-
beitszeit für Lehrer

Blick in die
Bundesländer

Der Regierende Bürgermeis-
ter des hoch verschuldeten Lan-
des Berlin,Klaus Wowereit,hatte
im November vergangenen Jah-
res mit seinen Überlegungen nach
einer Öffnungsklausel den An-
stoß für eine Reform des Beam-
tenbesoldungsrechts gemacht.
Am Ende konnte Wowereit eine
erstaunliche Allianz in Sachen
Sonderzahlungen für Beamte
schmieden: Berlin, Bayern, Saar-
land und Sachsen brachten erfolg-
reich im Bundesrat einen gemein-
samen Antrag durch,der die Aus-
gestaltung des Urlaubs- und
Weihnachtsgeldes in die Obhut
der Länder legt. Selbst der kom-
plette Wegfall jener Zuzahlungen
ist den Ländern nun erlaubt –
vorausgesetzt, der vom Bundes-
kabinett am Mittwoch gebilligte
Gesetzentwurf wird vom Bun-
destag verabschiedet. Die Koali-
tion der Willigen in den Ländern,
zu der nun auch Eichel und Schily

LANDESJOURNAL

ÖFFNUNGSKLAUSEL

Länder können Urlaubs- und Weihnachts-
geld für Beamte künftig selbst regeln

Die Bundesregierung hat am 21. Mai 2003 den Geset-
zesentwurf des Bundesrats zur Öffnung der bisher bundes-
einheitlichen Zahlung von Weihnachts- und Urlaubsgeld
für Beamte als weiteren Schritt zur Verwirklichung der
Agenda 2010 befürwortet.

Bericht in der Saarbrücker Zeitung vom 30. Mai 2003

Auszug Saarbrücker Zeitung
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stoßen werden, hat schon Pläne
in den Schubladen. So will das
von einer SPD-PDS-Koalition
regierte Mecklenburg-Vorpom-
mern das Weihnachtsgeld Ost in
diesem Jahr um ein Drittel auf
rund 40 Prozent eines Monats-
gehalts kürzen und das Urlaubs-
geld für 2004 komplett streichen.
Die Koalition in Schwerin wird
auch die Importbeamten aus dem
Westen im eigenen Land davon
nicht ausnehmen.Ähnliche Pläne
liegen auch in anderen ostdeut-
schen Ländern vor. Im Westen
preschte bereits das schwarz-gelb
regierte Baden-Württemberg vor.
Das Urlaubsgeld soll gestrichen
werden.

Beamten-Buhmann Wowereit
und sein rot-roter Senat, die im

Land Berlin auf einem steigenden
Schuldenberg von rund 48,3 Mil-
liarden Euro sitzen, spielen beim
Sparkurs auch diesmal wieder
den Rambo: In der Bundes-
hauptstadt will die Landesregie-
rung das Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld komplett streichen,
zudem auch noch den Angestell-
ten und Arbeitern eine Nullrunde
verordnen. Noch Anfang Mai
hatte der Senat den Gewerk-
schaften lediglich eine Kürzung
beim Weihnachts- und Urlaubs-
geld vorgeschlagen – doch nicht
in voller Höhe.
Die Kieler Nachrichten vermel-
deten am 4. Juni 2003:

„Land setzt Rotstift bei Beam-
ten an; weniger Urlaubs- und
Weihnachtsgeld! Die Landesre-

gierung legt sich erneut mit den
Beamten an:Die Pläne,möglichst
im Verein mit den anderen nord-
deutschen Ländern das Weih-
nachtgeld schon 2003 zu kürzen
und ab 2004 das Urlaubsgeld zu

beschneiden, nehmen konkrete
Gestalt an.Die Gewerkschaft der
Polizei kündigte für das zweite
Halbjahr ,Aktionen‘ an, ,die poli-
tisch weh tun‘. Heiner Volkers,
Sprecher des schleswig-holstei-
nischen Finanzministeriums,
bestätigte gestern: ,Mit Hamburg
ist alles in trockenen Tüchern –
vorbehaltlich der Zustimmung
durch die Landeskabinette.‘ Ziel
sei es, das Weihnachtsgeld von
bisher 86% des Grundgehalts
sozial gestaffelt auf 60 bis 66% zu
senken. Beim Urlaubgeld sollen
geringer Verdienende keine Ein-
bußen hinnehmen, sondern wei-
terhin 232 Euro erhalten. Gut
und besser Verdienenden wird
jedoch bei Realisierung der Pläne
der Betrag von 256 Euro gestri-

chen. Betroffen wären in Schles-
wig-Holstein rund 50 000 Beamte
– ob Lehrer oder Polizisten, ob
Beschäftigte des Landes selbst
oder der Kommunen. Finanzmi-
nister Ralf Stegner geht davon
aus, dass Mecklenburg-Vorpom-
mern und Bremen ebenfalls auf
die Linie Schleswig-Holsteins und
Hamburgs einschwenken. Er
glaubt auch, dass sich in Nieder-
sachsen ,auf Grund der Haus-
haltslage die Erkenntnis durch-
setzt‘, dass diese Kürzungen
erforderlich seien. Die Landes-
regierung hatte mehrfach betont,
dass ihr an einem gemeinsamen
Vorgehen Norddeutschlands
gelegen ist, um miteinander kon-
kurrierende Besoldungsstruktu-
ren zu vermeiden. Das Finanz-
ministerium hofft nun, dass der
Bundestag noch im Sommer die
vom Bundesrat beschlossene
Öffnungsklausel billigt.“

Kündigung der
Tarifgemeinschaft der
deutschen Länder (TDL)

In einem Interview der Süd-
deutschen Zeitung am 19. Mai
2003 hat der Vorsitzende der TDL
– der bayrische Finanzminister
Prof. Kurt Faltlhauser – die Kün-
digung der Zuwendungs- und
Urlaubsgeldtarifverträge sowie
die Aufkündigung der Zusam-
menarbeit mit Bund und Kom-
munen in Lohnrunden angekün-
digt.

Auszüge aus dem Artikel:„Die
Länder haben die Tarif-Fessel
jetzt gelöst. Baden-Württemberg
hat den Austritt aus der TDL
bereits beschlossen. Nun geht
Kurt Faltlhauser (CSU) in die
Offensive: Im Öffentlichen
Dienst werden Bund,Länder und
Kommunen künftig getrennt mit
den Gewerkschaften verhandeln.
Die TDL hat tiefe Risse – der
Entgeltabschluss für den öffent-
lichen Dienst in diesem Frühjahr
wurde als zu teuer attackiert,“ so
die Süddeutsche Zeitung. Prof.
Faltlhauser: „Die Länder haben
diese Fessel jetzt gelöst.Auf mei-
nen Antrag hin hat die TDL Ende
der vergangenen Woche ent-
schieden, dass wir die Verhand-
lungsführerschaft des Bundes in
den Lohnrunden für beendet er-

klären. Die bisherige starre Ver-
handlungsgemeinschaft mit Bund
und kommunalen Arbeitgebern
wird durch situative Zweckbünd-
nisse ersetzt. Der Bund hat am
wenigsten unter hohen Abschlüs-
sen zu leiden, weil er über Steu-
errückflüsse bei Tarifabschlüssen
sogar gewinnen kann.Die Länder
und Kommunen müssen ihre
eigenen Interessen verfolgen.Wir
prüfen die Kündigung dieser
Tarifverträge noch rechtlich und
machen noch im Juni Ernst mit
der Kündigung. Allerdings gilt
bis zu einer neuen Abmachung
leider vorerst noch die alte Rege-
lung. Uns geht es dabei um eine
Gleichbehandlung von Ange-
stellten und Arbeitern mit den
Beamten. Bei denen haben die
Länder Öffnungsklauseln be-
schlossen,die Veränderungen bei
den Jahres-Sonderzahlungen
erlauben. Und die meisten Län-
der werden das auch nutzen. Sol-
che Öffnungsklauseln brauchen
wir auch bei den Arbeitnehmern.
Die Beamten sollen nicht allein
die Last des Sparens tragen müs-
sen.

Anm. der Redaktion:

Nun wissen wir, was es bedeu-
tet, wenn gesagt wird: „Keine
Sonderopfer für Beamte!“

Alle sollen gleichermaßen ge-
schröpft werden!!!

Die GdP kämpft weiter

Während der Beamtenbund
die Aussage der saarländischen
Landesregierung als Teilerfolg
wertete (siehe Auszug Saar-
brücker Zeitung), dass angeblich
in 2003 Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld noch nicht gekürzt

LANDESJOURNAL

ÖFFNUNGSKLAUSEL

Auszug SZ vom 4. Juni 2003

Auszug Saarbrücker Zeitung

Bericht in der SZ über unsere Aktion in St. Ingbert.
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werden sollen, kämpft die GdP
weiter. Wir hatten unseren
Infostand im Mai in vielen saar-
ländischen Städten aufgebaut und
unsere Postkartenaktion „Öff-
nungsklausel? Nein Danke!“
erfolgreich fortgesetzt.Viele tau-
send Bürgerinnen und Bürger
dieses Landes haben durch ihre

Unterschrift dokumentiert, dass
sie mit der Öffnungsklausel nicht
einverstanden sind.Am Beispiel
von Berichterstattungen der Me-
dien aus St. Ingbert und St.Wen-
del können wir die starke Reso-
nanz unserer Aktion verdeutli-
chen. Während andere sich mit
Einkommenskürzungen zufrie-
den geben, kämpft die GdP wei-
ter dagegen.

Schreiben Patrik End:

Betr.:Schutzwesten,Gespräch
mit Ministerin

. . .viele KollegInnen nicht nur auf
unserer Dienststelle möchten
keine Mann-Ausstattung mit
Schutzwesten. Es ist dann zu er-
warten, dass dann die Schutz-
westen immer getragen werden

LANDESJOURNAL
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Bericht in der SZ über unsere Aktion in St. Wendel

PERSONALIEN

Jörg Kohl schied aus dem Amt
des persönlichen Referenten von
Innenministerin Annegret
Kramp-Karrenbauer aus. Sein
Nachfolger wurde der 34-jährige
Jurist Michael Adam. Hugo Mül-
ler bedankte sich bei dem schei-

denden Referenten für die gute
Zusammenarbeit mit der GdP
und beglückwünschte den Nach-
folger zu seinem neuen Amt.Wir
hoffen auf eine gute Zusammen-
arbeit.

V. l.: Jörg Kohl, Michael Adam, Hugo Müller

Schutzwesten
Nach den Vorkommnissen mit Schusswaffengebrauch

am 4. Mai in Saarlouis und am 5. Mai in Neunkirchen
hatte die GdP eine Pressemitteilung zum Thema Gewalt-
bereitschaft herausgegeben und unter anderem eine bes-
sere Ausstattung mit schusssicheren Westen gefordert.
Sowohl in der Presse als auch innerhalb der Polizei wurde
die Thematik diskutiert. Nachfolgend abgedruckt ist die
Presseerklärung und ein diesbezüglicher Schriftwechsel
zwischen unserem GdP-Vertrauensmann Patrik End und
dem GdP-Landesvorsitzenden Hugo Müller.
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müssen, ohne Rücksicht auf Ein-
satzgrund und Außentemperatur.

Weiterhin gibt es dadurch ein
weiteres Problem. Ist eine Mann-
Ausstattung erfolgt, könnte dem
Kollegen im Falle einer Verletzung
vorgeworfen werden, dass er
seine Schutzweste nicht getragen
hat; Stichwort: grobe Fahrlässig-
keit.Damit wäre der Kollege nicht
versichert und hätte auch keinen
Dienstunfallschutz, so meine
Kenntnis.Vielleicht könnten Hugo
und du Stellung zu diesen Pro-
blemen beziehen und die Mit-
glieder entsprechend informieren.

In Gesprächen mit Kollegen
anderer Dienststellen habe ich ge-
hört, dass viele Kollegen, mögli-

cherweise sogar die Mehrheit im
Lande diesen Vorstoß Hugos
nicht gut finden.

Gruß Patrik End

Antwortschreiben des
GdP-Landesvorsitzenden
Hugo Müller

Hallo Patrik,
in den Jahren 1999 und 2000
haben wir – vor dem Hintergrund
einer massiven Häufung gefähr-
licher und tödlicher Angriffe auf
PolizistInnen – in der GdP bun-
desweit über das Problem der
Mann- und Frau-Ausstattung mit
ballistischen Schutzwesten dis-
kutiert. Zielrichtung dabei war,
auch mit teilweise massiver Öf-
fentlichkeitsarbeit die politisch
verantwortlichen Innenministe-
rInnen zur Einsicht zu bringen,
dass es hinsichtlich der persönli-
chen Sicherheit der PolizistInnen
zu einem Umdenken in Sachen
Schutzwesten kommen muss.
Letztlich haben im Mai 2000 die
Innenminister und Innensenato-
ren!!! der Länder neue Forde-
rungen formuliert. An die Stelle
der Überlegung – wie noch 1994

definiert –, dass eine ballistische
Schutzweste anlassbezogen und
zeitlich begrenzt getragen wird,
trat die bundesweite ministeriel-
le Leitidee, dass „Schutzwesten
mit integriertem Stichschutz ohne
wesentliche Beeinträchtigung der
Bewegungsfreiheit und des Wohl-
befindens über die Dauer einer
gesamten Dienstschicht getragen
werden können“.Diese neue Leit-
idee führte in etlichen Bundes-
ländern – trotz der hiermit ver-
bundenen erheblichen finanziel-
len Konsequenzen – zur Ent-
scheidung, ballistische Unter-
ziehschutzwesten als Mann- bzw.
Frau-Ausstattung einzuführen.
Diesen Weg gingen zum Beispiel
Nordrhein-Westfalen, Bayern
oder Brandenburg. Der vorge-
nannten Forderung entsprechend
wurde dort eine „Konfektionie-
rung“ vorgenommen, also eine
Vermessung der individuellen
körperspezifischen Eigen- und
Besonderheiten.Die dann an den
individuellen Verhältnissen aus-
gerichtet eigens hergestellte
Schutzweste wurde schließlich an
die Beschäftigten verausgabt. Im
Zusammenhang mit der in Rede
stehenden Diskussion habe ich
mit den Landesvorsitzenden der
drei o. g. Landesbezirke gespro-
chen und erfahren, dass eben
diese Konfektionierung, verbun-
den mit logischerweise nicht
mehr vorhandenen Hygiene-Be-
denken einer „Pool-Ausstattung“,
zu einer massiven Steigerung der
Akzeptanz und Tragebereitschaft
geführt haben (so, wie es die mi-
nisterielle Leitidee auch anstreb-
te)! Im Übrigen:Mit dieser Kom-
plett-Ausstattung wurde nir-
gendwo eine Trageverpflichtung
verbunden, sodass dienstunfall-
spezifische Veränderungen oder

gar Verschlechterungen nicht ent-
standen! Wie lief es im Saarland?
Eine Diskussion zwischen MfIS
und GdP sowie anderen Stellen
führte schließlich zur – damals
auch von uns akzeptierten!!-
Kompromisslösung einer verbes-
serten Pool-Ausstattung mit Un-
terziehschutzwesten einerseits
sowie einer Bezuschussungsrege-
lung privat gekaufter Westen an-
dererseits. Zu den seinerzeit dis-
kutierten Argumenten zählten z.
B. die saarländische Sicherheits-
bzw.Gefährdungslage,haushalte-
rische Machbarkeiten und Gren-
zen oder die Idee einer Tragever-
pflichtung sowie ihre Auswirkun-
gen auf dienstunfallfürsorge-
rechtliche Fragen. Mit einer Be-
zuschussungs-Regelung sowie
einer Poolausstattung mit Westen
der Marke „Second Chance“ in
einer Gesamtgrößenordnung von
230 Stück für die saarländische Po-
lizei im Frühjahr 2002 wurde die-
ser 2000-er Kompromiss realisiert.

Nun haben wir als Polizisten ge-
lernt,die „Lage fortlaufend zu be-
urteilen und von einem getroffe-
nen Entschluss nicht abzuwei-
chen, es sei denn, eine bedeutsa-
me Lageänderung macht dies er-
forderlich“. Ich persönlich glau-
be, dass sich gerade im Hinblick
auf die saarländische Sicher-
heits- und Gefährdungslage deut-
liche negative Veränderungen
darstellen.Klare Indizien hierfür
sind etwa die statistisch belegte
Entwicklung der Gewaltkrimi-
nalität oder die zahlenmäßige
Entwicklung der Angriffe gegen
saarländische PolizeibeamtInnen.
Im Verhältnis zu 58 im Rahmen
von Widerstandshandlungen ver-
letzten BeamtInnen im Jahre 2001
waren es im Jahre 2002 bereits 80!
Dass auch andere so denken, be-
legt eine mit großer Medienreso-
nanz verbundene Besprechung
aller Dienststellenleiter der Lan-
despolizeidirektion am 29. Janu-
ar 2003. Vor dem beschriebenen
Hintergrund erklärte konse-
quenterweise der Landespolizei-
direktor Haben,der „Polizeiberuf
bleibe gefährlich, mit wachsen-
dem Risiko“. In der gleichen Ver-
anstaltung würdigte Innenmini-
sterin Kramp-Karrenbauer die ge-
fährliche Arbeit der Polizisten,
brachte den Verletzten ihre An-
teilnahme entgegen und kündig-

te an,„der Eigensicherung der Be-
amtInnen noch größeres Augen-
merk zu schenken“.

Dass diese Einschätzung hoch-
aktuell ist, belegen die uns allen
noch in Erinnerung befindlichen
dramatischen Vorfälle im Mai
2003 in Saarlouis und in Neun-
kirchen.Eine spontane – sicherlich
für sich alleine nicht repräsenta-
tive von mir durchgeführte tele-
fonische Nachfrage nach den
Vorfällen bei 5 DGL’s unter-
schiedlicher Polizeiinspektionen
im Hinblick auf die Nutzung von
Schutzwesten aus dem vorhande-
nen Pool zeitigte ein einhelliges
Ergebnis: Geringe Nutzungsin-
tensität mangels Trageakzeptanz!!

Vor diesem so beschriebenen
Hintergrund war es aus meiner
Sicht sehr wohl die Aufgabe des
verantwortlichen GdP-Landes-
vorsitzenden, die genannten An-
griffe zum Anlass zu nehmen,eine
neue Diskussion über Schutzwe-
sten-Mann- bzw. Frau-Ausstat-
tung auch im Saarland zu initiie-
ren. Aus meiner Sicht bedeutet
dabei der Begriff „Diskussion“,
dass eben eine neue sachgerech-
te Gefährdungslageanalyse er-
folgt, die Tragebereitschaft be-
züglich der aktuell vorhandenen
Westen-Pools und die Gründe
hierfür recherchiert und bewertet
werden, Strategien und Erfah-
rungen anderer Bundesländer ins
Kalkül miteinbezogen werden
und natürlich die Betroffenen,
also die Kolleginnen und Kollegen
vor Ort,zu Wort kommen müssen.
Dass hierbei in angemessener Re-
lation Haushaltsgesichtspunkte
mit zu berücksichtigen sind, ver-
steht sich von selbst.

In den Tagen nach den Vorfäl-
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Patrik End

SZ vom 8. Mai 2003 SZ vom 9. Mai 2003
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len in Saarlouis und Neunkirchen
hatte ich häufig die Gelegenheit,
auch in Bezug auf die GdP-Pres-
semitteilung (siehe Abdruck) zu
diesen Fragen in den Medien Stel-
lung zu nehmen.

Überall habe ich dabei festge-
stellt,dass es seitens der GdP keine
„platte“ Forderung nach etwa
2500 neuen Schutzwesten gibt,frei
nach dem Motto „Solche Zeiten
eignen sich besonders gut fürs For-
dern“.Vielmehr lautet die Forde-
rung in der Pressemitteilung, sich
mit einer wohl anerkanntermaßen
bedeutsamen Frage auseinander
zu setzen:„Alle Verantwortlichen
müssen sich jetzt überlegen, wie
wir angesichts der wachsenden
Gewaltbereitschaft auch im Saar-
land unsere Kolleginnen und
Kollegen besser schützen können.
So stellt sich etwa die Frage,ob die

baldige Ausstattung aller Polizi-
stinnen und Polizisten mit
Schutzwesten nicht spätestens
jetzt angezeigt wäre.“

Abschließend will ich also auf
die in deinem Brief aufgeworfe-
nen Fragen hin eine Gegenfrage
formulieren: „Wenn – hypothe-
tisch – bei einer Mann- bzw.Frau-
Ausstattung einerseits eine echte
Konfektionierung von Schutzwe-
sten erfolgt und andererseits
eine Trageverpflichtung nicht an-
geordnet wird (beides ist grund-
legendes Prinzip in den Ländern,
die diesen Weg eingeschlagen
haben), wie werden dann unsere
Kolleginnen und Kollegen darü-
ber denken?“

Ich freue mich auf die Fortset-
zung dieser spannenden und für
die Sicherheit der Beschäftigten
so wichtigen Diskussion.
Kollegiale Grüße! Hugo
Müller, Landesvorsitzender

Großraum- und Schwertrans-
porte haben in den letzten 15 Jah-
ren erheblich an Bedeutung und
damit auch zahlenmäßig zuge-
nommen.Durch diese Transporte
– insbesondere ihre Größe – wer-
den aus Verkehrssicherungs-
gründen vielfache Absicherungs-
maßnahmen notwendig.Bis Ende
der 80-er Jahre war die Absiche-
rung der GST fast ausschließlich
Aufgabe des polizeilichen Voll-
zugsdienstes.Nach und nach wur-
den gesetzliche Änderungen
durchgeführt, die schließlich zu
einer Modifizierung der VwV-
StVO und zu den Richtlinien für
Großraum- und Schwertrans-
porte führten. Ziel war es, die
Polizei von Begleitaufträgen zu
entlasten.

Das Ziel, das der Gesetzgeber
mit seinen Änderungen Anfang
der 90-er Jahre verfolgte, konnte
durch die Zunahme der GST
jedoch nicht erreicht werden. So
stieg allein im Saarland nach Aus-
sage des Ministerium für Inneres
und Sport die Anzahl der durch
das MfIS zustimmungsbedürfti-
gen GST von über 1300 im Jahr
1991 auf mehr als 3300 im Jahr
2000. Hinzu kommen noch die
Transporte,die durch die Erlaub-
nisbehörden der Städte und Land-
räte bzw. außersaarländischer
Stellen genehmigt werden.

Die Belastung der Polizei
durch die Wahrnehmung der
Begleitaufträge führt bundesweit
mittlerweile dazu, dass – insbe-
sondere polizeiintern – Überle-
gungen angestellt werden, wie
eine Reduzierung erreicht wer-
den kann. Diesbezüglich läuft
derzeit in Niedersachsen ein Feld-

versuch, der dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass bestimmte, bis-
her von der Polizei durchgeführte
Begleitaufträge, an Privatunter-
nehmen abgegeben werden.
Erfahrungen liegen momentan
noch nicht vor.

Selbst wenn der Feldversuch in
Niedersachsen positiv verläuft
und irgendwann einmal in gesetz-
liche Bestimmungen einfließt,
wird es nicht ausbleiben, dass die
Polizei auch weiterhin die Auf-
gabe der Begleitung von GST
wahrnehmen wird. Da diese Auf-
gabe nicht den Alltagsaufgaben
zuzuordnen ist, hat das Polizei-
sozialwerk sich entschlossen,eine
uneigennützige Unterstützung
für die Handlungssicherheit der
in dieser Aufgabe im Saarland
eingesetzten Kolleginnen und
Kollegen anzubieten. Dem Poli-
zeisozialwerk der Saar-GdP
(PSW GdP Saar) ist es gelungen,
namhafte Autoren zu gewinnen,
die auch auf Bundesebene in der
Entwicklung und Überarbeitung
der einschlägigen rechtlichen
Bestimmungen mitwirken.Diese
Autoren haben ein Handbuch
„Großraum- und Schwertrans-
porte“ erstellt, das sowohl dem
Fahrpersonal,den Unternehmen,
den Erlaubnisbehörden als auch
der Polizei als Nachschlagwerk
dient. Es vermittelt einen umfas-
senden Überblick über die sehr
komplizierte Materie der Groß-
raum- und Schwertransporte.
Nach meinem Kenntnisstand gibt
es derzeit in ähnlich kurzer,knap-
per und geraffter Form nichts
Vergleichbares. Das Handbuch
kann über das PSW der GdP Saar
bezogen werden. Es ist kürzlich
den Dienststellen übergeben wor-
den.

Darüber hinaus haben sich
Kollegen der Verkehrspolizeiin-
spektion bereit erklärt, einen –
auf die Bedürfnisse der Polizei
zugeschnittenen – „Leitfaden zur
Kontrolle und Begleitung von
GST“ zusammen zu stellen.Auch
dieser Leitfaden konnte mittler-
weile allen Dienststellen zur Ver-
fügung gestellt werden.

Bernd Brutscher
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Begleitung von Großraum- und
Schwertransporten (GST)

Bernd Brutscher
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